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übersandt, nicht persönlich oder durch Deputationen überbracht
werden dürfen !!.

Damit sich die Landtagsmitglieder diejenige Auskunft ver-
schaffen können, welche für die Ausübung ihrer Funktionen er-
forderlich ist, haben viele Verfassungen Ihnen ausdrücklich das
Recht beigelegt, die Minister oder sonstigen Regierungsvertreter
zu interpellieren, Sie besitzen jedoch, auch wo die Ver-
fassung eine solche Feststellang nicht enthält, die Befugnis, An-
fragen an die Regierung zu richten. Nur besteht in diesem Falle
keine Verpflichtung zur Beantwortung derselben. Wo dagegen
das Interpellationsrecht in der Verfassung förmlich anerkannt ist,
hat der interpellierte Regierungsvertreter stets eine Antwort auf
die Anfrage zu geben. Nur braucht diese nicht notwendig eine
materielle Auskunft zu erhalten, es steht ihm frei, eine solche
zu verweigern, wenn eine Öffentliche Behandlung der fraglichen
Angelegenheit mit dem Staatswohl nicht vereinbar erscheint!?, —
Vereinzelt haben die Landtage auch die Befugnis erhalten, selbst
Kommissionen zur Untersuchung von Tatsachen ein-
zusetzen !#,
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